
In der Senatssitzung am 26. November 2024 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Umwelt, Klima und 
Wissenschaft  28.10.2024 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 26.11.2024 
 

Zustimmungsgesetz zu dem Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zwi-
schen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich der 

beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und Eu-
ropäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 

sowie nationaler Fördermaßnahmen 
A. Problem 
 
Die Freie Hansestadt Bremen (HB), die Freie und Hansestadt Hamburg (HH) und das Land 
Niedersachsen (NI) bilden auf dem Gebiet der Förderung des ländlichen Raums im Rahmen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik fördertechnisch eine Region. Die Zusammenarbeit mit NI wird 
jeweils über bilaterale Staatsverträge mit HB und HH geregelt. Zwischen den Ländern Bre-
men und Niedersachsen wurde im Bereich der beiden EU-Fonds EGFL und ELER 
bereits am 9./13. Juni 2006 ein Staatsvertrag abgeschlossen, der inzwischen meh-
rere Aktualisierungen erfahren hat, zuletzt im Februar 2022. Der Staatsvertrag um-
fasst die Übertragung hoheitlicher Aufgaben von der Freien Hansestadt Bremen auf 
das Land Niedersachsen in Bezug auf die beiden landwirtschaftlichen EU-Fonds 
EGFL und ELER, darauf bezogene De-minimis-Beihilfen sowie rein nationale Förder-
maßnahmen. 
Mit der vorliegenden Änderung des EGFL/ELER-Staatsvertrages soll in erster Linie 
sichergestellt werden, dass die bestehende Zusammenarbeit der Länder Niedersach-
sen und Bremen im Bereich der Agrarförderung rechtssicher fortgeführt werden 
kann. So soll u.a. eine Klarstellung erfolgen, dass mit dem Staatsvertrag bestimmte 
Rechtsetzungskompetenzen ausdrücklich auf das Land Niedersachen übertragen 
werden, wie beispielsweise die Befugnis zur Anpassung der Förderkulisse an regio-
nale Gegebenheiten auch für das Land Bremen. Außerdem werden die Verweise auf 
das der Agrarförderung zugrundeliegende EU-Recht aktualisiert, um weiterhin eine 
rechtssichere Aufgabenübertragung zu gewährleisten. 
Zu Beginn der neuen Förderperiode 2023-2027 wurde die bestehende Förderregion 
Niedersachsen/Bremen um die Freie und Hansestadt Hamburg erweitert. Daher wird 
parallel zu diesem Änderungsverfahren auch der Staatsvertrag zwischen NI und HH 
geändert. 
Eine erste Senatsbefassung erfolgte am 27. August 2024. Der Senat hat Senatorin 
Moosdorf zur Unterzeichnung des Staatsvertrages ermächtigt.  
Die Deputation für Umwelt, Klima und Landwirtschaft hat dem Entwurf zum Staats-
vertrag am 12.09.2024 zugestimmt.  
Die Vorabunterrichtung der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) erfolgte in der Sit-
zung am 18.9.2024 (Landtag, Drs. 21/721), der Entwurf des Staatsvertrages zur Än-
derung des Staatsvertrags EGFL/ELER wurde zur Kenntnis genommen. 



- 2 - 
 

Der niedersächsische Landtag wurde über den Entwurf des Staatsvertrages in seiner 
November-Sitzung unterrichtet.  
Zu dem im Vorabunterrichtungsverfahren der Bremischen Bürgerschaft vorgelegten 
Vertragsentwurf sind vor der Unterzeichnung in Folge der in Niedersachsen vorge-
nommenen rechtsförmlichen Prüfung noch Änderungen in den Entwurf des Staats-
vertrages eingebracht worden. Es handelt sich um redaktionelle Änderungen, die der 
sprachlichen und terminologischen Korrektur sowie insbesondere der Rechtsförm-
lichkeit des Vertragstextes dienen. Die Textänderungen geben dem Staatsvertrag 
weder für sich genommen, noch in der Gesamtschau einen anderen Regelungsin-
halt. 
Der Staatsvertrag wurde durch Senatorin Moosdorf am 15. November 2024 und 
durch Landwirtschaftsministerin Staudte am 11. November 2024 unterzeichnet. 
Die Verabschiedung des Zustimmungsgesetzes zum o. g. Staatsvertrag durch die 
Bremische Bürgerschaft steht noch aus. 

B. Lösung 
Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Zustimmung und Ratifizierung des Staats-
vertrages zur Änderung des aktuellen Staatsvertrages EGFL/ELER. 
Der Bürgerschaft wird die anliegende Mitteilung (Anlage 1) mit den nachfolgenden 
Anlagen zum Abschluss des Gesetzgebungsverfahren vorgelegt: 
1. der Entwurf des Zustimmungsgesetzes und Begründung  
2. der Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zwischen der Freien Hanse-

stadt Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds 
Europäischer Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und Europäischer 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) sowie 
nationaler Fördermaßnahmen nebst Begründung und  

3. die Begründung zum Zustimmungsgesetz. 

C. Alternativen 
Keine. Ohne Zustimmungsgesetz könnte der unterzeichnete Staatsvertrag nicht ratifi-
ziert werden.    
 
D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Genderprüfung / Kli-
macheck 
 
Aus der Änderung des Staatsvertrages ergeben sich weder finanzielle noch perso-
nalwirtschaftliche Auswirkungen. 
Genderbezogene Auswirkungen 
Im Geltungsbereich des Staatsvertrages zwischen der Freien Hansestadt Bremen 
und dem Land Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer Garan-
tiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und Europäischer Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) sowie nationaler Fördermaßnahmen sind 
keine geschlechtsspezifischen Wirkungen zu erwarten, da alle Geschlechter gleicher-
maßen betroffen sind. 
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Klimacheck 
Der Senatsbeschluss hat keine Auswirkungen auf den Klimaschutz. Es handelt sich 
um das formal erforderliche Zustimmungsgesetz zum Staatsvertrag zur Änderung ei-
nes bestehenden Staatsvertrages. 
 
E. Beteiligung/ Abstimmung 
 
Der Entwurf des Zustimmungsgesetzes wurde durch Die Senatorin für Justiz und 
Verfassung rechtsförmlich geprüft.  
Die Senatsvorlage wurde mit der Senatskanzlei abgestimmt. 
 
F. Öffentlichkeitsarbeit/ Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz 
 
Die Vorlage ist für die Öffentlichkeitsarbeit geeignet. 
Die vorliegende Senatsvorlage ist über das zentrale elektronische Informationsregis-
ter nach den Vorgaben des Informationsfreiheitsgesetzes zur Veröffentlichung geeig-
net. 
 
G. Beschluss 
 
1. Der Senat stimmt dem Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag zur Ände-

rung des Staatsvertrages zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land 
Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EGFL) und Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raums (ELER) sowie nationaler Fördermaßnahmen (Anlage 
1.1) zu. 

 
2. Der Senat beschließt die Mitteilung und deren Weiterleitung an die Bürgerschaft 

(Landtag), sowie den Entwurf des Zustimmungsgesetzes mit der Bitte um Be-
schlussfassung in 1. und 2. Lesung in der Sitzung im Dezember 2024. 

-  (
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Mitteilung des Senats 
an die Bremische Bürgerschaft (Landtag)  
vom 26.11.2024 

Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zum 
Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zwischen der Freien 
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich der beiden EU-
Fonds Europäischer Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und 
Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) sowie nationaler Fördermaßnahmen 

Der Senat überreicht der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages EGFL/ELER 
Bremen - Niedersachsen mit der Bitte um Beschlussfassung in 1. und 2. Lesung in 
der Sitzung am 11. und 12. Dezember 2024 (Landtag). 
 
Der Erlass des als Anlage 1.1 beigefügten Zustimmungsgesetzes ist für den ratifi-
zierungsfähigen Abschluss des Staatsvertrages zur Änderung des Staatsvertrages 
EGFL/ELER HB-NI erforderlich.  
 
Die Bürgerschaft hat den Entwurf des Staatsvertrages in ihrer Sitzung am 18.9.2024 
(Drs. 21/721) zur Kenntnis genommen. 
 
Der Staatsvertrag wurde am 15. November 2024 von der Senatorin für Umwelt, 
Klima und Wissenschaft sowie am 11. November 2024 von der niedersächsischen 
Landwirtschaftsministerin unterzeichnet.  
 
Die Zustimmung zum Gesetzentwurf durch den niedersächsischen Landtag ist in der 
November-Sitzung erfolgt. 

Der Gesetzentwurf enthält folgende Regelungen: 

- Durch Artikel 1 Absatz 1 wird dem Staatsvertrag zur Änderung des 
Staatsvertrages zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land 
Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EGFL) und Europäischer Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) sowie nationaler 
Fördermaßnahmen zugestimmt. 

 
- Artikel 1 Absatz 2 regelt darüber hinaus die Veröffentlichung des 

Staatsvertrages als Anlage des Zustimmungsgesetzes. 
 
- Durch Artikel 2 Absatz 1 wird das Inkrafttreten des Staatsvertrages geregelt. 
 
- Artikel 2 Absatz 2 bestimmt, dass der Tag des Inkrafttretens des 

Staatsvertrages im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu 
geben ist. 
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Anlage 1.1: Entwurf des Zustimmungsgesetzes 
Anlage 1.2: Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zwischen der Freien 

Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich der 
beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EGFL) und Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) sowie nationaler Fördermaßnahmen  

Anlage 1.3: Begründung zum Zustimmungsgesetz Staatsvertrag EGFL/ELER HB-NI 

Beschlussempfehlung: 
Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt entsprechend der Vorlage der Senatorin für 
Umwelt, Klima und Wissenschaft vom 28.10.2024 den Entwurf des 
Zustimmungsgesetzes zum Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages 
zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich 
der beiden EU-Fonds Europäischer EGFL und ELER sowie nationaler 
Fördermaßnahmen in 1. und 2. Lesung in der Sitzung am 11. und 12. Dezember 
2024. 



 

 

Gesetz zum Staatsvertrag 
zur Änderung des Staatsvertrages 

 zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen im 
Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds für die 

Landwirtschaft und Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums sowie nationaler Fördermaßnahmen 

Vom xx. Dezember 2024 

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) 
beschlossene Gesetz: 

Artikel 1 

(1) Dem am 11. und am 15. November 2024 unterzeichneten Staatsvertrag zur 
Änderung des Staatsvertrages zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem 
Land Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds 
für die Landwirtschaft und Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums sowie nationaler Fördermaßnahmen wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.  

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 in 
Kraft tritt, ist im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu geben. 

Bremen, xx. Dezember 2024 

Der Senat 
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Begründung 
 

A. Allgemeiner Teil 

1. Anlass und Ziele des Gesetzes  

Die Freie Hansestadt Bremen (HB), die Freie und Hansestadt Hamburg (HH) und das 

Land Niedersachsen (NI) bilden auf dem Gebiet der Förderung des ländlichen Raums im 

Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik fördertechnisch eine Region. Die 

Zusammenarbeit mit NI wird jeweils über bilaterale Staatsverträge mit HB und HH 

geregelt. Zwischen den Ländern Bremen und Niedersachsen wurde im Bereich der beiden 

EU-Fonds EGFL und ELER bereits am 9./13. Juni 2006 ein Staatsvertrag abgeschlossen, 

der inzwischen mehrere Aktualisierungen erfahren hat, zuletzt im Februar 2022. Der 

Staatsvertrag umfasst die Übertragung hoheitlicher Aufgaben von der Freien Hansestadt 

Bremen auf das Land Niedersachsen in Bezug auf die beiden landwirtschaftlichen EU-

Fonds EGFL und ELER, darauf bezogene De-minimis-Beihilfen sowie rein nationale 

Fördermaßnahmen. 

Mit dieser Änderung des Staatsvertrages zwischen der Freien Hansestadt Bremen und 

dem Land Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds 

für die Landwirtschaft und Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 

ländlichen Raums sowie nationaler Fördermaßnahmen vom 1./15. Februar 2022 

(Brem.GBl. 2022, S. 230; Nds. GVBl. S. 350) soll in erster Linie sichergestellt werden, 

dass die bestehende Zusammenarbeit der Länder Niedersachsen und Bremen im Bereich 

der Agrarförderung rechtssicher fortgeführt werden kann. Es sollen bestimmte 

Rechtsetzungskompetenzen ausdrücklich auf das Land Niedersachen übertragen 

werden, um die Befugnis des Landes Niedersachsen zur Anpassung der Förderkulisse an 

regionale Gegebenheiten auch für das Land Bremen klarzustellen. Außerdem werden die 

Verweisungen auf das der Agrarförderung zugrundeliegende EU-Recht aktualisiert, um 

weiterhin eine rechtssichere Aufgabenübertragung zu gewährleisten. 

Der Abschluss eines Staatsvertrages bedarf der Ratifizierung durch beide 

Länderparlamente. Durch das Gesetz ist sichergestellt, dass die im Staatsvertrag 

getroffenen Regelungen zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land 

Niedersachsen verbindlich umgesetzt werden. 

Eine Regelungsalternative ist nicht gegeben, da die länderübergreifende 

Aufgabenübertragung einer staatsvertraglichen Grundlage bedürfen. 
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B. Besonderer Teil 

1.  Zum Zustimmungsgesetz 

Zu Artikel 1: 
Mit Absatz 1 des Gesetzes zu dem Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages 

zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich der 

beiden EU-Fonds Europäischer Garantiefonds für die Landwirtschaft und Europäischer 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums sowie nationaler 

Fördermaßnahmen wird dem beigefügten Staatsvertrag zugestimmt.  

Absatz 2 regelt darüber hinaus die Veröffentlichung des Staatsvertrages als Anlage zu 

diesem Zustimmungsgesetz. 
 

Zu Artikel 2: 
In Absatz 1 wird das Inkrafttreten des Gesetzes geregelt. 

Absatz 2 bestimmt, dass der Tag des Inkrafttretens des Staatsvertrages im Gesetzblatt 

der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu geben ist. Der Staatsvertrag tritt nach seinem 

Artikel 2 Absatz 1 am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Austausch der 

Ratifikationsurkunden folgt. 
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